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vt » ug « » rei « : In « arltruhr u >>» au «« »rts frei in « Hau « geliefert monatlich 2,60 Woldmark . — Einzelnummer 10 Goldpfennig , Sam « taz « 15 Goldpfennig . — Anzeigen gebühr IS Goldpfennig für l mm Höhe und ein
Bifbtntfl Breite . Briefe und Äelder frei . Bei Wiederholungen tariffcster Rabat », der al» Kassenrabatt gilt und verweigert werden kann , wenn nicht hinnen vier Wochen nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt . Amtliche
Avi " g«n s»>l> direkt an die Geschäftsstelle der Karlsruher Zeitung . Badischer StaatSanzeiger , Karlfriedrichstraße 1<, zu senden und werden in Vereinbarung mit dem Ministerium de» Innern berechnet. Bei « lageerhebung , zwang »-
»»«iser Bcitreibung und Konkursverfahren stillt der Rabatt fort . Erfüllungsort Karltruhe . — Im Falle von höherer Gewalt , Streik , Sperre , Au « fperrung , Maschinenbruch , Betriebsstörung im eigenen Betrieb oder in
fcoum imserer Lieferanten , hat der Inserent keine Ansprüche , fall » die Zeitung verspätet , in beschränktem Umfang « oder nicht erscheint. — Für ttlephonische Abbestellung von Anzeigen wird keine Gewähr übernommen .
Unverlangte Drucksachen und Manuskripte werden nicht zurückgegeben und e« wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Vergütung übernommen . Abbestellung der Zeitung kann nur je bi« 2S. auf MonatSschluß erfolgen .

Nmtlicder Teil

Borauszahlungen auf die Einkommensteuer
* * Durch die zweite Steuermilderungsverordrumg des

Reichspräsidenten vom 10. November 1924 sind die Ein -
kommensteiiervoranszahlungen der Landwirte und Ge -
werbe treibe»den um ein Viertel ermäßigt worden . Auf
das Einkommen aus freiem Beruf und anderer selbstän¬
diger Arbeit sowie auf das Einkommen aus Grundbesitz,
soweit es nicht durch den Betrieb der Landwirtschaft er-
zielt wird , und auf das sonstige Einkommen (§ 11 des
Einkommensteuergesetzes ) bezieht sich diese Ermäßigung
nicht. Soweit Steuerpflichtige solches Einkommen bezie¬
hen , haben sie ihre Vorauszahlungen nach den bisher gel -
tenden Sätzen zu leisten , nämlich für die ersten angefan -
genen oder vollen 2000 Mark im Kalendervierteljahr 19
vom Hundert , vermindert um je 1 v. H. für jeden be¬
rücksichtigungsfähigen Familienangehörigen , für die wer »
irren Beträge 20 v - H.

Dernots Politik vor der Ikammer
In der französische« Kammer kam es am Donnerstag zu

einer längeren Debatte über Elsaß-Lothringen. Der na-
tionalistischo Abgeordnete Oberkirch griff in ungewöhnlich
scharfer Form 'die Politik des Ministeriums Hernot an, der
er zum Borwurf mochte, daß sie durch die beabsichtigte Ab -
berufung des Gesandten beim Vatikan und die Einführung
der Trennungsgesetzgebung nicht nur die religiösen Gefühle
der elsatz -lotBringischen Bevölkerung , sondern mich deren ver¬
fassungsmäßige Rechte verletze , da in den wiedergewonnenen
Provinzen das Konkordat nach wie vor zu Recht bestehe. In
einer persönliche,,! Bemerkung protestierte Herriot gegen die
Flut von Schmähungen und Beschimpfungen , die täglich aus
den nationalistischen Kreisen des Elsas; gegen ihn gerichtet
werden und es kam darauf zu stürmischen Kundgebungen« der
Linken . Der Abgeordnete Oberkirch bemühte sich sodann zu

■ I isier
gebene Versprechen der Räumung des RuhrgebietS , dem er
die alleinige lsdjuli» an dem Mißerfolg der Handelsvertrags-
Verhandlungen beimaß , und griff Herriots Politik gegenüber
Deutschland an , die in c

'hrem Versuch , dort die demokratischen
und repulikanischen Elemente zu stärken, kläglich Schiffbruch
erlitten und durch den Ausfall der Wahl am Dezember
eine schaffende Ohrfeige als Antwort erhalten habe.

Herriot erwiderte darauf , daß die französische Regierung
in den Wirtschaftsverhandlungen nichts unversucht gelassen
habe, den besonderen Wünschen Elsaß-Lothringens Berücksich¬
tigung zu verschaffen . Auch die Verlängerung der Ruhr-
besetzung würde an der Situation , wie sie Heute besteh«, nicht
das Beringte geändert haben. Als er ini Juli nach London
gegangen sei, habe er dem Parlament das Versprechern gege¬
ben, dort keinerlei endgültige Bindung einzugehen, ohne dessen
Zustimmung . Damals habe es sich darum gehandelt, entwe¬
der die Polikikber Invasion fortzusetzen , oder aber eine Po -
littk der praktischem Realisationen einzuleiten. DaS Parla¬
ment habe sich für die letztere entschieden. Wenn »hm heute
S»m Borwurf gemacht werde , daß er in London- versäumt
Habe, die Räumung des Ruhrgebiets zum Gegenstand eineS
Handelsgeschäfts zu machen, so könne er darauf nur erwidern,

Frankreich dabei nicht habe gewinnen körnten , denn es
toß« auch beim besten Willen in dem Augenblick , da die Re-
Parationsfrage eine Regelung

'
qefunden habe, nicht mehr mög¬

lich gewesen , die Besetzung deS Ruhvgebiets als in Einklang
mit dem Friedensvertrag stehend zu verteidigen.

Besonders befremdend, so fuhr Heriot fort, sei es, einen
rlsäffischen Abgeordneten in dieser Weise über die Politik der
französischen Regierung gegenüber Deutschland reden zu ho-

Die Haltung, die die französische Regierung in der
Krag« der Räumung von Köln eingenommen habe, zeige, daßsie den Versailler Vertrag gegen jede Verletzung zu verteidi¬
gen wisse. Seine eigene Auffassung über die politischen
Anstände in Teutschland könne er nur dahin zusammenfassen," fe es zweifellos in Teutschland sehr viele Leute gebe , die
« »er Politik der Versöhnung ablehnend gegenüberstund «»,

man aber , wenn man über die Anstrengungen des an->
Deutschland, das den nationalistischen Geist im eigenen«ande bekämpfe , zur Tagesordnung übergehe und ganz

Deutschland in einen Tops werfen wolle , jede Hoffnung auf
» Neden für immer begraben müsse. Aus den letzten Wah-
»en in Deutschland seien die Linksparteien weit stärker her¬
vorgegangen als bei d«n Wahlen im Mai . Wenn man dies

einen gegen ihn (Kerriot) und seine Politik gerichteten
Mustschlag bezeichnet habe, wie irnijse man dann erst van

vorangegangenen Wahlen in Beziehung auf die Politik» »lnrareS denken ?
ou einer ,,-euen Verwahrung deS Ministerpräsidenten und

»u stürmischen Protestkundgebungen der Linken kam «S, als
r*r Abgeordnete Pfleger in Anspielung auf Erklärungen, die
r-

°r kurzem Herr v . Gerlach in Straßburg über die elsässische
gemacht hatte , der Regierung zum Vorwurf machte ,

sie die neue deutsche Offensive gegen das französische
, an dem sich auch die Pazifisten in Deutschland beteilig -
»en , stillschweigend geduldet habe .

~
t

TOtirtecbaftlicbc XHrnscbau
Daß die Rückkehr zur Goldwährung in immer wei -

teren Ländern erfolgt und die Wiedereinsetzung des Gol -
des in seine Funktion als internationaler Wertmesser
weitere Fortschritte macht, ist ein Zeichen des allgemeinen
Willens zur Gesundung , wie aber auch ein Zeichen der un -
geheuren Wirtschaftsmacht Amerikas . Wir in Deutschland
sind von der Rekordinflation aller Zeiten mit Hilfe von
Dawesglltachten und Londoner Abkommen wieder zur
Goldmark zurückgekehrt . Nun steht auch das englische
Psuud , dessen stärkstes Disagio gegenüber dem Dollar
Anfang 1923 freilich nur eine Wertminderung von
10 Prozent zeigte , vor der vielleicht nicht ganz freiwilli -
gen vollständigen Rückkehr zur Goldparität . Freilich ist
weder dis deutsche Währung bis jetzt eine reine Gold -
Währung , noch haben bisher die anderen europäischen
Staaten eine solche wieder eingeführt , mit einer Ans -
nähme : Schweden , das seit April 1924 wieder eine reine
Goldwährung besitzt. Es genügt nämlich nicht, daß die
Goldparität wieder erreicht ist, es .muß auch die Gold -
einlösbarkeit wieder hergestellt werden. Die jetzige
deutsche Währung kann man höchstens als eine Gold -
kernwährnug bezeichnen, bei der dauernd durch vorsich-
tige Währungspolitik die Goldparität erhalten werden
muß . Und ähnlich ist es mit andern europäischen Wäh¬
rungen , welche die Goldparität haben , wie der neuen
österreichischen Schillingswährung und auch dem Schwei -
zer Franken , den« holländischen Gulden , die gegenwärtig
sogar etwas über t>xr Goldparität stehen . Durch den Da -
wesplan wurde aber Deutschland verpflichtet , zur wirk -
lichen Goldwährung zurückzukehren , die erfolgen wird ,
sobald inan den Zeitpunkt zur Wiederherstellung der
Goldeinlösbarkeit für gekommen erachtet .

Amerika hat gar wohl gewußt , warum es Deutschland
diese Verpflichtung auferlegte . Amerika verfügt bereits
heute über mehr als die Hälfte alles gemünzten und
für Währungszwecke dienenden Barrengoldes der Welt .
Der Wert des amerikanischen Goldes wird auf 15 Milli -
arden Goldmark geschätzt . Dieses Gold leistet aber , so
lange es in den Kellern der amerikanischen Banken la -
gert , keine Arbeit und bringt keine Zinsen . Zu den
ungeheuren Zinsverlusten für Amerika kommt noch die
Gefahr der Goldinflation , d . h . der Wertminderung des
Goldes , die ja an und für sich schon seit längerem bis zu
einem gewissen Grade eingetreten ist. Würde Amerika sein
Gold als Zahlungsmittel in Umlauf setzen , oder für
seinen gesamten Goldbestand vollgedeckte Noten ausge -
ben , dann würde sich nicht nur in Amerika , sondern in
der ganzen Welt eine neue stark« Wertminderung des
Goldes fühlbar machen und obendrein Amerika , das alle
ausländischen Anlagen auf den Goldfuß basiert hat , un -
geheure Verluste an Volksvermögen erleiden . Aus die -
sen Gründen muß Amerika , um den Wert des Dollars
stabil zu erhalten , jede Menge ihm auf dem Weltmarkt
angebotenen Goldes annehmen und es droht , tatsächlich
in dem gelben Metall zu ersticken, falls es nicht gelänge ,
dem Gold neue Märkte zu erschließen . Freilich sei da »
bei zugegeben , daß auch der Goldzufluß nach Amerika
seine Grenzen hat , weil die Reserven der übrigen Län -
der in der Hauptsache erschöpft sind und lediglich die
jährliche Weltproduktiou an Gold, die 1 bis 2 Milliar¬
den Mk . betragen dürfte , aber auch zum Teil durch die in -
dustrielle Verwertung des Goldes absorbiert wird , ein
dauerndes Gefahrenmoment darstellt . Schweden , des jn
Goldbestand die für feine Währungszwecke erforderliche
Höhe erreicht hat , hat bereits ein Goldeinfuhrverbot er -
lassen , und es ist klar , daß Amerika ein Interesse daran
hat . daß außer Schweden möglichst viele andere Staa -
ten zur Goldwährung zurückkehren , und daß Amerika
gerne Anleihe » an kapitalschwache Staaten gibt , unter
der Bedingung , daß sie zur Goldwährung zurückkehren .
Jn diesen, Fall mußten sie wie Deutschland Anleihen in
Amerika aufnehmen , Gold aus den amerikanischen Be¬
ständen für ihre Noteninstitute beziehen und diese Be -
träge auch verzinsen .

Durch diese Verschuldung der Welt au Amerika fürchtet
man in England naturgemäß eine weitere Verschiebung
des Schwergewichts auf dem internst . Kapitalmarkt von
London nach Rewyork, und England ist offenbar bestrebt,
die Rückkehr zur absoluten Goldwährung in den euro -
päischen Staaten zu verlangsamen . England kämpft
darum , dem Pfund seine führende Stellung in Europa
zu erhalten und es ist deshalb wenig wahrscheinlich , daß
es selbst seinerseits zur reinen Goldwährung mit Em -

lösungsverpflichtung von Gold oder Noten wieder zu -
rückkehrt . In Amerika hofft man . zunächst Fraukreich
zur Wiedereinführung der reinen Goldwährung zu ver -
anlassen , was den Anschluß weiterer Staaten zur Folge
hätte . Jn England wehrt man sich mit allen Kräften
dagegen und führt namentlich Paris vor Augen , daß
seine Schuldenlast gegenüber Amerika dadurch für immer
auf Gold basiert würde . Deutschland hätte in keinem
Fall , gleichgültig ob England oder Amerika , ob Pfund
oder der Dollar siegen , einen wirklichen Vorteil . Unsere
Gläubiger aus dem Versailler Vertrag werden es in
jedem Fall verstehen , zu verhindern , daß die Repara -
tionslast erleichtert würde , auch wenn der englische
Wunsch nach einer Wertverminderung des Goldes Er »
fiillung fände . Der Dawespkan gibt ihnen Handhaben
dazu genug .

*
Zu den Berliner Fiuauzaffäreu wird mit Recht darauf

hingewiesen , daß nicht nur völlige Aufklärung über die
Finanzgeschäfte der beschuldigten Kutisker , Barmat usw.
notwendig sei, sondern daß es auch einen Fall Preußisch «
Staatsbank gebe . Millionen wurden an Ausländer zwei -
felhafter Herkunft zu einer Zeit ausgeliehen und zwar zu
lächerlich niedrigen Sätzen , während wegen Mangels an
Krediten zahlreiche deutsche Existenzen zusammenbrachen
und angesehene Firmen geradezu Wucherzinsen zahlen
mußten . Die 30 000 Arbeiter beschäftigende Mansseld
A . -G . war in Schwierigkeiten geraten und konnte keine
öffentlichen Gelder als Kredite erhalten , da „für der -
artige Zwecke keine solche vorhanden seien"

, und den
gleichen Bescheid erhielt das in Bedrängnis geratene
Stahlwerk Becker . Die Millionen der preußischen Staats -
bank befanden sich aber dafür in den Händen der Speku -
lanten Kutisker , Barmat und Michael . Verschiedene Fra -
gen werden jetzt im „Roland von Berlin " öffentlich ge-
stellt . Wie kommt es , daß das Hanauer Altmaterial
Kutiskers auf 3 Millionen Mark amtlich tariert werden
konnte , während es vielleicht nur den 10. Teil wert ist !
Wie kommt es , daß man bei einer amtlichen Taxe von
3 Millionen Mark mit Kutisker vereinbaren konnte, daß
von einem 4,2 Millionen übersteigenden Verkaufserlös
die .Hälfte des Mehrerlöses der Staatsbank zufließen
sollte ? Wie kommt es , daß während der Zentralverband
des deutschen Bankiergewerbes vor der Bankfirma E . v.
Stein & Comp , warnte , die Preuß . Staatsbank amtlich er¬
klärte , diese Bankfirma habe sich „eines guten Rufes "
erfreut .

Mit dem Bannatkouzeru haben jetzt die Gläubiger ein
Abkommen getroffen , wonach eine Treuhandgesellschaft
über die verschiedenen Unternehmungen gesetzt wurde ,welche die Regelung der verschiedenen Engagements in
die Wege leiten soll . Im übrigen hat nun wie der Reichstag
auch der preußische Landtag einen besonderen parlamen -
tarischen Untersuchungsausschuß für die verschiedenen Af-
sären eingesetzt . Diesem Ausschuß wird u . a. auch der
Reichsbankpräsident Dr . Schacht angehören .

*
Die verschiedenen wirtschaftspolitische » Fragen stehen

gegenüber den reinpolitischen bei der Erörterung in unse-
ren Parlamenten nicht zurück. Ein umfangreiches
Wirtfchaftsprogramm enthält die Erklärung der neuen
Reichsregierung vor dem Reichstag . Auf handelspoliti -
fchem Gebiet sollen alle Bemühungen darauf gerichtet
sein , die Freiheit für den deutschen Handel durchzuführen .
Jnnenwirtschaftlich werden u . a . die Steigerung der land -
wirtschaftlichen Produktion und die Stärkung der inneren
Kaufkraft als Ziele proklamiert . Die Sozialgesetzgebung
soll ausgebaut und durch Schaffung vermehrter Arbeits¬
gelegenheit die Arbeitslosigkeit bekämpft werden .
Jn der Auswertungsfrage will man ein end-
gültiges Recht schaffen . Das Steuersystem soll in syste-
matischer , einheitlicher , klarer und sozial gerechter Weise
ausgestaltet loerden und zwar so, daß die Wirtschaftskraft
nicht lahmgelegt und jede übermäßige Besteuerung ver -
mieden wird .

Eine ausgiebige Steuerdebatte hatte auch der badische
Landtag anläßlich der Regierungsvorlage auf Ermäßigung
der Grund - uffi Gewerbesteuer . Der deutsch -spanische
Handelsvertrag , der am heutigen Tag den Reichstag be-
schäftigen dürfte , wurde gleichfalls besprochen u . seine Ge¬
fahren für den bad . Weinbau und seine Bedeutung für die
badische und die deutsche Industrie . Es wurde ein
Antrag des Haushaltsausschusses angenommen , der Er¬
leichterungen für den Weinbau befürwortet . Ebenso wie
dieser Tage im bayer . Landtag wurde auf die schwierige
Lage des süddeutscben Weinbaues hingewiesen , nicht ge-



ringere Gefahren drohe ihm der Handelsvertrag
mit Frankreich zu .bringen , dessen Zustandekommen übri »
gens weiter hinausgeschoben erscheint. In Paris wurden
neue deutsche Gegenvorschläge überreicht und es sollen
weitere Verhandlungen stattfinden . Was das - Handels »
Provisorium mit Italien anlangt , so klagt hier die süd¬
deutsche Landwirtschast vor allem darüber , daß weniger
durch die Weineinfuhr als die Gemüse - und Obsteinfuhr
die heimische Produktion gefährdet werde. Schließ -
lich beschäftigte den Landtag noch das Prämien -
system der Reichsbahn , das nur einem kleinen Teil der
Beamten zugute komme und , wie ein Regierungsvertreter
ausführte , überhaupt mit einem beamtenmäßig aufgezo »
genen Apparat Wver vereinbar sei. \ *

Die LrKlSrung der « elcbsregierung
gebilligt

mit 246 gegen 160 Stimmen bei 39 Stimmenthaltungen .
Am gestrigen Donnerstag wurde die große politische Aussprache

iin Reichstag beendet und ein Antrag , der die Erklärungen
der Reichsregierurig billigt , mit Stimmenmehrheit angenom¬
men . Bon 445 Abgeordneten billigt «» 246 die Regierungs¬
erklärung , 39 enthielten sich durch Abgabe von blauen Zetteln
einer Meinung . Die Parteien , die das Kabinett Luihe .r un¬
terstützen , find die Deutschnationalen , die Deutsche Volkspar -
tei , die Wirtschaftspartei und das Zentrum . Von den 64 an -
wesenden Zentrnmsabgeordnetrn waren für die Billigung 62,
darunter Luthers Borgänger . Herr Marx . Vor der Avstim -
mung 'haben 7 ZentrnmSmitglieder «den Saal verlassen . Im
Saal « enthielten sich durch blaue Zettel der Stimme Röder ,
Knoll (Darnrstadt ) und Koch ( Essen ) . Gegen die Regierung
stimmten Wirth und Jmbusch . Die Minfager umfaßten die
sozialdemokratische und die kommunistische Fraktion und die
beiden erwähnt « , Zentrumsmitglieder . Enthalten haben sich
der Abstimmung durch Abgabe von -blauen Zetteln die Frak-
tionen 'der Demokraten und der Völkischen . Bon den 32 Mit¬
gliedern der demokratischen Fraktion waren 31 anwesend ;
wegen Krankheit fehlte Wieland . Da von . den Demokraten
im Gegensatz zum Zentrum Fraktionszwang für die Stimm -
enthaltung beschlossen war , so konnte kein Mitglied der Irak -
tion gegen das Kabinett stimmen , doch entfernten sich die
Abgeordneten Schücking . Schuldt , Korell und Lemmer vor der
Abstimmung . Die weitere innerpolitischen Entwicklung wird
wesentlich von der heute bevorstehenden Entscheidung in
Preußen bedingt sein .

Deutscher Reichstag
MTB . Berlin . 22 . San .

Die Besprechung der Regierungserklärung
vnrd fortgesetzt .

Abg . Müller - Franken <Soz .) : Der Reichskanzler wollte mit
seinen gestrigen Ausführungen feine frühere Versicherung
unterstreichen , daß er kein Kampskabinett gegen Links bilden
wolle . Wie kann man damit die Rede des Abg . Grasen
Westarp vereinbaren ? Immerhin werden wir auf einer gan -
geti Reihe von Gebieten praktische Mitarbeit leisten . Der
Redner geht dann auf den Etat ein und wendet sich dagegen ,
daß durch die Anwendung des Art . 48 der Reichsverfassung
das Budgetrecht des Reichstages eingeschränkt wird - Der Ein -
tritt in den Völkerbund mutz baldigst vollzogen werden . Der
Reichskanzler hat sich in der Außenpolitik zu dem Gedanken
der Verständigung bekannt . Wie will er ihn durchführen , ge-
meinsam mit den Deutschnationalen , deren Wortführer Frey -
tag - Loringhofen , Schlange und andere bei jeder Gelegenheit
den Revanchekrieg predigen ? Dr . Breitscheid hat in seinen
Bemerkungen über den kindischen Unfug mit den Zeitfreiwil -
Iigen nichts gesagt , was nicht schon bekannt wäre . Bei den
Finanzskandalen verlangen wir strengste Untersuchung . Die
Beamten , die kompromittiert stnd , gehören durchweg den
Rechtsparteien an . (Hört , hört ! links, ) Der Redner geht
dann auf die KorruptionSfälle im alten Regime ein . Zur
Frage der Aufsichtsräte erklärt er : Wir find bereit , jeder
Mahnahme zuzustimmen , die eine strenge Trennung zwi -
scheu parlamentarischer und geschäftlicher Tätigkeit bezweckt.
In meiner Fraktion befindet sich kein Aufsichtsratsmitglied .
(Abg . Henning (RS . ) ruft : Sie selbst sind es ja doch ! ) Ich
stelle deS Abg . Henning gegenüber fest , daß ich niemals in
meinem Leben einem Aufsichtsrat angehört habe . Dix Bar -
mats gehören nicht der sozialdemokratischen Partei an . We -
der der Vorwärts noch der sozialdemokratische Parlaments -
dienst haben Geld von Barmat erhalten . Die Sozialdemokrat -
tische Partei hat kein Konto bei irgendeiner Barmatbank .
Diese Regierung ist eine ausgesprochene Rechtsregierung , der
wir den schärfsten Kampf ansagen . ( Lebhafter Beifall bei den
Sozialdemokraten .)

Abg . Behrens (DR . ) : Die Sozialdemokratie vermutet im
Hintergrund bös« Pläne , gegen die sie nun zum Kampfe
aufruft . Die neue Regierung verfügt über eine feste Mehr -
heit . Wir vertreten den Gedanke » der Volksgemeinschaft und
möchten ihn auf alle Volksgenossen ausdehnen . Uns steht
die christliche Kultur so hoch , daß wir mit ihren Gegnern
nicht dauernd in Gemeinschaft arbeiten können . (Beifall
rechts . ) Die Sozialdemokratie hat kein Recht , sich als Ver -
treter der Arbeiterschaft zu bezeichnen . Das Einbringen un -
erfüllbarer Anträge ist sozialpolitische Schaumschlägerei , die
wir wie bisher den Herren von Links überlassen .

Abg . v» n Kardorff (DV . i polemisiert gegen den Abgeordne -
ten Koch (Dem . ) und bedauert di« Ausführungen des Abg .
Dr . Breitscheid zur Entwaffnungsfrage . In welche Lage
werde ein deutscher Außenminister versetzt , wenn er sich vom
Ausland müsse sagen lassen , daß in feinem eigenen Parla -
ment diese Dinge als wahr unterstellt werden . (Stürmische
Zustimmung rechts , Lärm bei den Sozialdemokraten . ) Der
Redner stellt fest , daß auch verschiedene interalliierte Gene -

.räle der Ueberzengung sind , daß die Entwaffnung Deutsch -
Tands vollständig ist. Jetzt handle es sich nicht um die Frage
Republik oder Monarchie , sondern um die Frage Republik
»der Ahaus ? Den Barinatskandal sollte m<& vor seiner völ¬
ligen Aufklärung nicht politisch ausschlachten . Zu beanstanden
ist nur die Hergabe von Millionenkreditei : an zweifelhafte
Unternehmungen , während fest fundierte , solide Unterneh -
mutigen sich nach Krediten von 6—7000 Mark die Hacken ab -
laufen müßten . Die Parteien müssen rücksichtslos diejeni -
gen ausmerzen , die sich kompromittiert haben . Auch die De -
inokraten werden genug Punkte finden , in denen sie die Re -'
gierung unterstützen müssen .

Abg . Schneller (Komm . ) verlangt Amnestie für die polt -
tischen Gefangenen . Die Regierung Luther sei durch die
Schuld der Sozialdemokratie zustande gekommen .

Abg. Dr . Haas (Dem . ) weift die Angriffe des Abg . v. Kar -
dorff auf die Demokratie zurück . Die Kritik des Abg . Dr .
Koch an den Vorkommnissen unter dem alten System ^war
durchaus berechtigt . Dr . Stresemann hat 1918 weit schärfereKritik geübt . Tatsächlich war es die Deutsche Volksvartei , die
die Krise heraufbeschwor , nachdem Dr . Stresemann kaum die
große Koalition gebildet hatte . Die Volksparteiler im Lande
waren unruhig geworden , weil fie von ihrer Parteileitungdauernd gehört hatten , daß ein Büngnis mit den Sozial -
demokraten ein Verbrechen wäre , weil es in der Wahlagita »
tun hieß : „Von roten Ketten macht Euch frei , allein die
Deutsche Volksparteil " Auch die zweite Krise ist von der
Deutschen Volkspartei verschuldet . Es ist kein Geheimnis ,
daß Dr . Geßler in der letzten Zeit häufig anderer Meinungwar als unsere Fraktion . Das letzte Kabinett Marx hat die
Deutsche Volkspartei gestürzt , ohne zu wissen , ob und wie
ein anderes Kabinett zustand « käme . (Unruhe bei der Deut -
schen Volkspartei . ) Die Demokraten haben keine Sehnsucht
gehabt , in ein neues Kabinett einzutreten . Vielleicht werden
die Deutschnationalen in den nächsten Wochen von uns ler -
nen können , wie man sachliche und objektive Opposition macht .Die bisher von den Deutschnationalen getriebene Oppofi -
tion war keine fachliche und keine nationale . ( Sehr wahr !
links .) Der Reichskanzler will die Außenpolitik des Kabinetts
Marx fortsetzen . Das ist auch die Außenpolitik des Kabinetts
Wirth und Rathenau . Die Sozialdemokraten haben diese
Außenpolitik unterstützt , die Deutschnationalen haben sie in
schärfster Weise bekämpft . Nun holt man die Feinde dieser
Politik in die Regierung und stellt die Freunde zurück . Wenn
wir die Staatsautorität stützen wollen , dann kann das nur
durch Republikaner geschehen . Die Ernennung von Dr .
Neuhaus wird von den Republikanern aller Fraktionen als
eine ganz schwere Provokation betrachtet . (Beifall links . ) Die
Deutschnationalen haben immer Fachmänner für die Mini -
sterposten verlangt . Seit der Revolution haben wir aber kei-
nen Innenminister gehabt , der weniger sachliche Vorbildung
mitbrachte , als Herr Schiele . Die Deutfchnationalen haben
immer die Republik bekämpft . Sie haben vor dem Kapp -
Putsch ihre Verbeugung gemacht , der deutschnationale Vize -
Präsident weigert sich, dem Reichspräsidenten seinen Besuch
zu machen . Die Deutschnationalen haben auch das Magde -
burger Urteil begrüßt , das die Ehre des Reichspräsidenten
nicht herabsetzen kann , wohl aber das Ansehen der deutschen
Justiz . ( Abg . Schultz - Bromberg (ND . ) : Unerhört , daß ein
Jurist so etwas sagt ! ) Es ist durchaus falsch , wenn man die
republikanische StaatSform für die KorruptionSfälle der letz-
ten Zeit verantwortlich machen will . Dr . Stresemann hateinmal mit Recht festgestellt , daß das System der ersten
Kriegsjahre das Schiebertum und Kriegsgewinnlertum erzeugt
hat . Wir leiden aber auch unter einer Korruption der
öffentlichen Meinung , die sich in einer schamlosen Nichtach-
tung der Ehre anderer äußert . So hat Spengler in seinemWerk „Untergang des Abendlandes " die schwersten Vorwürfe
gegen die führenden Männer der Republik erhoben , aber
meine Aufforderung , Namen zu nennen , nicht beantwortet .
Ist ein solches Vorgehen nicht schamlos ? (Lebhafte Zustim -
mung . ) Ebenso hat sich der deuischnationale Journalist Rum -
pelstilzchen verhalten . Er warf dem Reichsbankpräsidenten
Mißbrauch seines Amtes zum Zwecke der Bereicherung vor ,ohne daß er auch mir die Spur eines Beweises dafür gehabt
hätte . Rumpelstilzchen wurde deswegen öffentlich als
Schurke bezeichnet ; er und die deutschnationale Presse haben
darauf

'
geschwiegen . (Hört , hört ! links . ) Die Deutschnntio ?nalen haben die Organisation Consul verteidigt , aus deren

Reihen , die Erzberger - und Rathenau -Mörder hervorgingen .
(Abg . v . Graes « (RS .) : Sie haben das Reichsbanner ! ) Herrv. Graefe , wir sind beide alte Soldaten , die sich nicht unge -
straft beschimpfen und maßregeln lassen . Da müssen Sie es
verstehen , wenn die Republikaner , leider viel zu spät , sich zur
Abwehr zusammengeschlossen , gegen die rechtsradik . Organisa -
tionen , die eine Gefahr für Republik und Republikaner gewor -
den war . (Lebhafte Zustimmung links . ) Wir können der
Regierung das Vertrauen nicht aussprechen . Wie wir das
Mißtrauen formulieren , wird die Abstimmung nachher zei -
gen . Die Zugehörigkeit des ReichswehrministerS Dr . Geßler
zu diesem Kabinett kann eine Brücke zwischen der Demokra -
tie und dem Kabinett nicht schlagen . Das Kabinett wird .1111=
fere Unterstützung auf dem Gebiete der Außenpolitik haben ,wenn es die bisherige Linie der Außenpolitik einhält . Wir
erwarten , daß das Kabinett sich energisch für die repnbli -
konische Staatsform einsetzt . Die Festigung der republikani -
schen Autorität ist die Vorbedingung deS deutschen Ansehensim Auslande und die Voraussetzung jeder Ordnung im In -
nern . ( Beifall links . )

Abg . Hampe (Wirtfch . Vgg . ) spricht die Erwartung aus , daß
der Innenminister Schiele für die Niedersächsischen Wünsche
mehr Verständnis zeigen werde , als sein preußischer Kol -
lege Severin «. Der föderative Gedanke müsse endlich Ein -
gang in die Verfassung finden .

Abg . Graf Reventlow (RS . ) protestiert dagegen , daß die
heute von völkischer Seite herausgegebene Broschüre zur Bar -
mataffäre auf Grund des Republikschutzgesetzes beschlagnahmt
worden ist. Die deutsche Reichsbank sei eigentlich nur noch
eine Filiale der Morganbank . Die Hoffnungen auf Herriot
hätten sich nicht erfüllt . Der Redner äußert sein Erstaunen
darüber , daß der katholische und evangelische Kirchenrat nicht
Einspruch dagegen erhoben haben , daß die heiligen Stätten in
Palastina jetzt wieder in jüdische Hände geraten .

Damit schließt die Aussprache .
Abg . Fischbeck «Dem . ) erklärt in einer persönlichen Bemer -

kung , daß Dr . Neuhaus bald nach Annahme der Weimarer
Verfassung in einem Schreiben erklärt , er könne es mit sei-
nem Gewissen und Ehrgefühl nicht vereinbaren , einen Treu -
eid der Republik zu leisten , nachdem er früher unter Anru -
fung Gottes dem König seinen Eid geleistet habe . Er stellte
dann die Frage , ob er in diesem Moment aus dem Amte schei-
den könne . Damals führten wir wichtige handelspolitische
Verhandlungen , für die die Arbeit von Dr . Neuhaus unent -
behrlich war . Darum habe ich mit Zustimmung deS Gesamt -
kabinetts in seine Weiterbeschäftignng unter Entbindung von
der Eidesleistung gewilligt ; es stand aber selbstverständlich
fest , daß eine dauernde Beschäftigung ausgeschlossen war .

Nach weiteren persönlichen Bemerkungen folgt die nament -
liche

Abstimmung über den Billigungsantrag
der Dentschnationalcn , der Deutschen Volkspartei , des Zen -
trums , der bayrischen Volkspartei und der Wirtschaftspartei :
„Der Reichstag billigt die Erklärung der Reichsregierung .

"
Abgegeben wurden insgesamt 442 Stimmen ; davon 246

Stimmen für , 160 Stimmen dagegen , bei 39 Stimmenthal -
tnngen .

Die K»mmunisten und Sozialdemokraten stimmten ge-
schloffen mit Nein ! Die Demokraten übten durch Abgabe
blauer Karten Stimmenthaltung , ebenso die Nationalso,ia -
listen . Die meisten Aentrumsabgeordneten stimmten mit Ja !
Dr . Wirth und einige andere mit Rein ! Das Ergebnis der
Abstimmung ist die Annahme des Billigungsantrags mit 246
gegen 160 Stimmen bei 39 Enthaltungen .

Ohne Debatte werden dann in erster und zweiter Ben
daS deutsch-polnische Abkommen über Optionsfragen und dieNovelle zum Handelsgesetzbuch angenommen , in allen drei
Lesungen der Gesetzentwurf über die Aenderung deL Gebiet »der Zollausschlüffe in Seehäfen .

Gegen 7 Uhr vertagt sich das Haus auf Freitag nachmittag
1 Uhr : Kleinere . Vorlagen .

Im deutsche»» Reichsrat
stellte sich am Donnerstag der neue Reichskanzler Dr . Luche,mit einer kurzen Rede vor . Er versicherte , daß die von de,
Regierung in der Programmerklärung

'
über das Verhältir

der Reichsregierung zu den einzelnen Ländern aufgestellt »
Richtlinien sorgfältig innegehalten werden würden . Nachdemim Namen des Reichsrats der preußische Staatssekretär We >
mann den Dank für die Begrüßungsworte ausgesproch
hatte , verließ der Reichskanzler die Sitzung , um sich in die
Reichstagssitzung zurückzubegeben , während der neue Minister
des Innern , Schiele , den Vorsitz übernahm . Auch er nahm
Bezug auf die Regierungserklärung über das Verhältnis zwi
schen Reich und Ländern und begrüßte es , daß die bayris
Regierung vor Jahresfrist eine Denkschrift über die Beziehun
gen zwischen Reich und Ländern dezn Reichsrat eingereicht
habe , in der besonders der persönliche Charakter eines Staa »
tes betont wurde .

BadSscher Teil
Wohnungsnot und Mobnungsneubau

in Waden
1.

Auf einer soeben den « Landtag vorgelegten Denkschri
des Ministeriums des Innern über Wohnungsnot und
Wohnungsneubau in Baden werden die folgenden aus -
zugsweise wiedergegebenen Darlegungen in allen Kreisen
mit besonderem Interesse beachtet werden .

Die Wohnungsnot des Landes ist für das ganze Volk
unerträglich geworden . 25 000 Familien sind in Baden
ohne geeignete Wohnungen . Die vorhandenen Wohnun -
gen , insbesondere die Kleinwohnungen , sind überfüllt .
Viele Familien , Ettvacksene und Kinder , Gesunde und
Kranke, sind in engen ungesunden Wohnungen zusammen»
gedrängt ; die gleichen Räume müssen vielfach zum Woh»
nen , Kochen , Arbeiten und .Schlafen benutzt werden . DaS
Zusammenwohnen von Erwachsenen und Kindern bringt
schwere sittliche Gefahren . Der Wohnungsmangel schränkt
die Freizügigkeit stark ein , beengt das Wirtschaftsleben
schwer und verzögert den Wiederaufstieg des Volkes.
Die bisherigen Maßnahmen zur Beseitigung der Not hat-
ten nicht den gewünschten Erfolg , da die aufgewendeten
Mittel durchaus ungenügend waren . Es muß nunmehr
eine Entscheidung getroffen werden , ob die vorhandene
Wohnungsnot durch eine großzügige , opferreiche Maß -
nähme beseitigt werden , oder ob sie auch für die Zukunft
» «gemindert weiterbestehen soll.

Wohnnngsverhältmssc während und nach dem Kriege .
Wohnungsnackfrage . . ..

Während des Kriegs ging die Nachfrage nach Wohnu^
gen zunächst zurück , da die Familien von Kriegsteilneh -
mern vielfach den .selbständigen Haushalt aufgaben und
die Zahl der Eheschließungen sich stark verringerte : sie
stieg jedoch wieder gegen Ende des Kriegs . Nach Kriegs -
ende stellte sich eine ganz außerordentliche Nachfrage .nach
Wohnungen ein . Die zahlreichen Kriegsteilnehmer kehr-
ten zurück : von den ausgezogenen Kriegern waren zwat
viele gefallen , aber ihr Tod hatte in der Regel nicht zur
Auflösung ihres Haushalts geführt , nur die Zahl der
Haushaltsangehörigen war vermindert worden . Die Zu »
rückkehrenden , die ihre Wohnungen aufgegeben hatten,
verlangten neue Wohnungen .

Die Eheschließungen , die während des Kriegs zurück-
gestellt waren , wurden nunmehr nachgeholt, und infolge
des Woglalls der allgemeinen Wehrpflicht wurde von
vielen Männern schon in jüngeren Jahren geheiratet als
vor dem Kriege . Die starke Zunahme der Eheschließun-
gen in Baden zeigt folgende Übersicht :

1910 : 15 288 . 1914 : 18 828 , 1915 : 8038 . 1916 : 7786,
1917 : 9065 , 1918 : 10390 , 1919 : 28 489 , 1920 : 31 952,
1921 : 25 398 , 1922 : 23 701 , 1923 : 20776 .
Die Zahl der Eheschließungen betrug hiernach in den
Jahren 1919 und 1920 jeweils etwa das Doppelte der
Friedensjahre 1910—1913 und im Durchschnitt der Jahre
1915— 1923 rund 18 400 , also erheblich mehr als in den
Fviedensjahren . Hieraus erklärt sich auch, obwohl die Be-
völkerung nicht wesentlich zugenommen hatte , die außer-
ordentlich starke Zunahme der Haushaltungen . Es betrug
in Baden nach der Volkszählung von 1910 die Bevölke¬
rung 2 142 833 und nach der Volkszählung von 1919
2195 580 : die Zunahme war also 52 747 . Nimmt maft
nur 4 Personen auf einen Haushalt an , fo hätten die
Haushaltungen in diefer Zeit nur um rund 13 000 wach-
sen dürfen . Die Haushaltungen waren aber von 1919
mit 46L667 bis zum Jahre 1919 auf 503 207 , also im
ganzen um 40540 gewachsen, demnach um mehr als das
3fache , als dem Normalsatz entsprechen würde . In den
Jahren 1920 und 1921 war das Wachsen der Zahl der
.Haushaltungen entsprechend den Eheschließungen noch
wesentlich größer.

Eine große Anzahl von Wohnungen wurde ferner von
den Flüchtlingen aus den abgetretenen und besetzten Ge- ;
bieten sowie aus dem Auslande (z . B . von Schweizer ;
Wehrleuten ) in Anspruch genommen . Von den Vertrie -
denen aus Elfaß -Lothringen hatte sich nach einer Erhe-
bnng im Jahre 1921 etwa ein Viertel , ungefähr 32000 ,
allein in Baden niedergelassen . Die Gesamtzahl der in
Baden lebenden Flüchtlinge betrug damals bereits 40 000
Köpfe oder etwa 10 000 Familien . Nach den, Jahre 1921
kamen noch neue Flüchtlinge dazu , namentlich währent
des Rührkampfes .

II



Wohnungsangebot .
Gegenüber dieser ungeheueren Nachfrage nach Woh -

« un«en war das Angebot schwach Während des Kriegs
kam die Bautätigkeit nahezu zum Erliegen , da die gesam-
ten versügbaren Baustoffe für Kriegszwecke verwendet
wurden. Nach dem Krieg dauerte der^Mangel an Bau »
stoffen, namentlich der unter Verwendung von Kohle her-
gestellten Baustoffe (Backsteine, Dachziegel, Zement . Kalk)
cn ; zeitweise fehlte es auch an gelernten Bauarbeitern .
Tazu kam, daß die Preise der Baustoffe und die Löhne,
wenigstens in Papiermark berechnet , ständig stark stiegen.
Eine Berechnung von Baukosten war deshalb während
der ganzen Jahre nach dem Krieg nahezu unmöglich.
Man konnte nur das Vergangene übersehen : die Lage auch
der nächsten Zukunft und die weitere Entwicklung der
Wirtschaft war fast immer völlig unklar und unsicher.

Folgende statistische Zahlen bestätigen diese Ausfüh¬
rungen :

Neue Wohnungen wurden in Baden erstellt :
1314 : 5114 , 1915 : 677, 1916 : 181, 1917 : 50, 1918: 78 ,

1919 : 2011, 1920 : 5645 , 1921 : 5827 , 1922 : 7708 , 1923 :
C862 . Summe 1914—1923 : 33 153, Summe 1919—1923 :
27 053.

Wohnungen mit Baukostenbeihilfe«
Von den in den Jahren 1919—1923 erstellten 27053

Wohnungen wurden für 14 914 Wohnungen Baukosten-
beihilsen bewilligt.

Von diesen Wohnungen entfallen auf
Gemeinden bis 2000 Einwohner : 2561 , Gemeinden von

2000 bis 5000 Einwohner 4377 , Gemeinden von 5000 bis
10000 Einwohner : 1000 , Gemeinden von 10000 bis
20 000 Einwohner 1748, Gemeinden von 20 000 bis 50 000
Einwohner: 401 , Gemeinden von 50000 bis 100 000
Einwohner 2003 , Gemeinden von über 100000 Einwih -
ner : L824 .

Insgesamt 4375 dieser Wohnungen wurden von Ge-
meinden und Gemeindeverbänden, 6443 von Gemeinnützi¬
gen Bauvereinigungen und 4096 von Privaten erstellt.^Der Bauansführung nach handelt es sich bei 14071
dieser Wohnungen um Neubauten und bei 843 um Neu-
dieser Wohnungen um Neubauten und bei 843 um Um-
bauten.

Der Bauzeit nach entfallen
auf das Jahr 1919 : 3080
auf das Jahr 1920 : 2238
auf das Jahr 1921 : 3598
auf das Jahr 1922 : 4620
auf das Jahr 1923 : 1428

der mit Baukostenbeihilfen erstellten Wohnungen .

Zählung des dringendsten Wohnungsbedarfs
Über die Größe des dringendsten Wohnungsbedarfs

wurden in allen Gemeinden des Landes 3 mal Erhebun -
Hen gemacht . Er betrug ' ;

am 1 . Januar 1920 : 12523 ,
Ende Oktober 1920 : 18362 , -
am 1 . Januar 1922 : 26 492.

Nach Erhebungen in den Städten mit 10 000 und mehr
Einwohnern betrug — abgesehen von den im Tauschwege
gesuchten Wohnungen — die Zahl der Wohnungssuchenden
Haushaltungen :

auf 1 . April 1922 : 26169
auf 1 . Januar 1923 : 29995
auf 1 . Januar 1924 : 31 710
auf 1 . Oktober 1924 : 31441

Darnach hat also die Wohnungslage in den Städten
über 10 000 Einwohner sich seit 1. Jan . 1922 eher verschlech-
tert als gebessert , auch wenn man annimmt , daß manches
Wohnungsgesuch seine Erledigung gefunden hat . ohne
daß die Behörde davon Kenntnis erhielt . Da die Woh¬
nungslage dieser Städte die Wohnungslage des gesamten
Landes ausschgaggebend beeinflußt , so darf man anneh -
men , daß dieses Urteil unbedenklich auf das ganze Land
ausgedehnt werden kann. Es muß deshalb angenommen
werden , daß auch heute noch im Lande ei« Fehlbetrag von
rund 25000 Wohnungen besteht und daß die Bautätig -
keit der Jahre 1922—1924 nur ausgereicht hat , um den
laufenden Neubedarf zu decken .

Ksdiscber Landtag
DZ . Karlsruhe , 23 . Jan . 19SS.

Zu Beginn der heutigen BormittagSsitzung beantwortet
Aerregierungsrat Seeger vom Finanzministerium eine
smrze Anfrage der Deutschnationalen betr. die

BrämieaauSschitttung bei der Deutsche » ReichSbahugesell.
schast

wie folgt:
Die Badische Regierung hat keine Unterlagen über die
öhe der verteilten Prämien und besitzt auch reine rechtmä -

solche zu verlangen .

l 'ch größerer Teil leer ausging , nicht gutheißen kann und
Zwar deshalb nicht, weil das Prämienfystem mit einem be-
amtenmäßig aufgezogenen Berwaltungsapparat schwer ver-
einbar ist, eine Quelle der Unzufriedenheit für die Richtbe-
Achten darstellt und die Ursache zu Minderleistungen bilden
- ann.
. Die Badisthe Regierung wird mit Rücksicht auf die gerade

unserem Lande sich stark fühlbar machende Sparpolitik«er Deutschen Reichsbahngesellschaft. wie sie sich in der Stok -
<UN0 der Fertigstellung von Bahnbauten und der Schließung
*** Werkstätten in Offenburg auswirkt , Veranlassung n«h-

ihrer Auffassung der Reichsbahngesellschaft gegenüber
Wusdruck zu geben (Lebhafter Beifall ).
* Eintritt in die Tagesordnung berichtete

Abg. Rüger (Zentr . ) über die Stellungnahme des Haus -
vutSausschusses zu den
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sugunste « des Weinbaues gestellten Anträgen
der Abg . Schill und Gen . ibe.tr , Herabsetzung der Reichswein¬
steuer usw ., der Abg . Schmtdt ^Lretten und Gen . betr. Er .
lassung der Umsatzsteuer für inländische Weine usw . und der
Abg . Gebhardt und Gen . betr. Erhöhung der Einfuhrzollsätze
für

^
Wein .

Der Landtag woll« begießen , die Regierung zu ersuchen,det der Reichsregierung dahin zu wirken
1

■sehen Weinbaues Gewähr leistet ;2- daß durch Aufhebung oder doch wenigstens durch wesent¬
liche Herabsetzung der Reichsweinsteiler und der Umsatz -
steuer für inländische Weine die Rentabilität des ein.
heimischen Weinbaues erhalten wird ;3. daß mit tunlichster Beschleunigung eine Neueinschätzungdes Steuerwertes der Weinberge vorgenommen wird.Da sich niemand zum Wort meldete, konnte man sofort zur

Abstimmung schreiten .
Absatz 1 wurde mit allen gegen 3 kommunistische Stimmen

bei 12 Enthaltungen (Sozialdemokraten ) angenommen , diebeiden anderen Absätze einstimmig. Der ganze Antrag fandmit allen gegen Stimmenthaltung der Kommunisten « n -
nähme.

Abg. Horter begründete sodann die . Förmliche Anfrage der
Sozialdemokraten betr.
Ausgleich zwischen Lebensmittelpreisen und Löhnen und Ge.

hiiltern . i
Er kritisierte das Bestreben der Reichsregierung im letzten« patjahr , auf dem Wege über die Schlichter einen Druck

auf die Löhne auszuüben . Inzwischen seien die Preise des
notwendigen Lebensbedarfes weiter gestiegen. Der Arbeiter ,Angestellte, wie auch der untere Beamte verdienen heutekaum mehr als in der Vorkriegszeit und sehe sich auf deranderen Seite erheblichen Belastungen gegenüber. Solangebei uns kein Mangel an Facharbeitern vorhanden sei. beswheMfnT .>f« rtW 'r>. ,r _ rr t • i» «• 1 /wlein Anlaß , Anträgen auf Zulassung ausländischer Arbeiter
-stattzugeben . Der gestern erwähnte Milchüberfluß rn— 0 „ rühre da»
her , datz viele Familien gar nicht in der Lage seien . Milch
kaufen zu tonnen . Der Staat sollte alles versuchen , um inder Entlohnung der Beamten und Arbeiter Her Privatindu, -
ftrie zum Borbilde zu dienen.

Minister deS Innern Remmete,
führte zur Beantwortung aus ?

Der Regierung ist bekannt .daß die Teuerung seit Mittedes letzten Jahres zugenommen hat . Baden ist ein besondersteueres Land geworden . Das erweist eine Gegenüberstel -
lung der Indexziffern . Der Reichsindex betrug am S . April111 . am '7. Mai 115. am 3 . Dezember 122,2, Für Karlsruhestellen sich die Zahlen auf 132. 13S und 142.65. Die vorge-
brachteil Klagen sind also berechtigt. Sie haben ihren Grundin der verhältnismäßig schlechten Ernte , insbesondere derGetreideernte . Nach Aufhebung der Zollgrenze zwischen dem
besetzten und dem übrigen Deutschland ist die wilde Einfuhrverschwunden. Südwestdeutschland muß sich jetzt neuen Ber -
kehrsbedingungen anpassen . Wir haben schon im letzten Jahre
Zweifel in die Preissenkungsaktion der Reichsregierung ge-
setzt, wie wir auch der Meinung waren , daß durch polizeiliche
Kontrollmaßnahmen allein sich der Lebensmittelmarkt nicht
regulieren läßt . Es bleibt nichts anderes übrig , als die
Löhne und Gehälter dem LebenShaltungsindez anzupassen .
Daß seinerzeit eine schriftliche Anweisung an die Schlichter
ergangen sei . ist uns nicht bekannt. Es hat wohl eine Reichs,
konferenz der Schlichter stattgefunden und dabei wurde der
Standpunkt vertreten , daß es möglich sein müsse , den Lebens -
index herabzudrücken , was für die Wirtschaft vernünftigerwäre , als Lohnerhöhung . Dieser Standpunkt müßte aufge -
geben werden . Die badische Regierung ist wie bisher bereit ,den Vorgängen auf dem Lebensmittelmarkt ihre Aufmerk -
samkeit zu schenken und das Mögliche zur Milderung der Ge-
gensätze zu tun . Im übrigen muh es den wirtschaftlichen
Organisationen der Beamten und Arbeiter überlassen bleiben,geniäß den in der Gesetzgebung verankerten Rechten und Me-
thoden das ihrige zu tun . um einen Ausgleich im Familien -
budget erreichen zu können.

In der Besprechung der Interpellation begrüßt
Abg . Henrich (Zentr .) die Antwort des Ministers . Er spricht

für den Gemeinschaftsgedanken zwischen Unternehmer und
Arbeiter . Der Geist des Bischofs Kettelet müsse auch in die
Herzen der Unternehmer einziehen. Nicht überspannen dürfeman den Unterschied zwischen geistiger und Handarbeit . Der
qualifizierte Arbeiter könne heute nicht einmal mehr mit
dem Gehalt der Gruppe I oder 2 verglichen werden . Der
Handel verfahre immer noch nach den Grundsätzen der In -
fiation und nicht nach dem Grundsatz : Großer Umsatz , kleiner
Nutzen ! Der Redner verlangt mit allem Nachdruck den so-
zialen Ausgleich.

' Er tritt für Umwandlung der Erwerbs -
losenunterstützung in eine SArbeitslosenversicherung, für Ein -
führung der Kurzarbeiterunterstützung und Befreiung der
Kurzarbeiter von der Beitragspflicht zur Erwerbsloseufür -
sorge ein.

Abg . Mager (DN . ) verbreitet sich über die wirtschaftlichen
Zusammenhänge im allgemeinen, über die Kreditschwierig-
keiten für die Industrie usw . und betont, daß die Löhne vor-
läufig auf dem gegenwärtigen Niveau belassen werden muß -
ten . (Widerspruch links. ) Bei Beurteilung dieser Dinge
müsse man auchf die andere Seite hören.

Abg. Weißmann (Soz . ) vertrat den Standpunkt seiner Par -
tei . Er bezeichnete es als einen Skandal , wie gelernte , quali -
fizierte Arbeiter in der Reichsbesoldungsordnung behandelt
werben . Das liege an der famosen Politik des Reichsfinanz -
mmisterS . Die Aussichten seien nicht besser geworden, nach -
dem derselbe Herr Dr . Luther jetzt Reichskanzler geworden
fei . Die Lebenshaltung der Masse der Arbeiter stehe in
einem schreienden Mißverhältnis zu dem Leben , das die Direk»
toren führen können. Der englische und amerikanisch« Arbei»
ter sei weit besser bezahlt als der deutsche. In erschütternder
Weise vermehrten fich die Selbstmorde, weil der öExistenz»
kämpf unsäglich schwer geworden sei und kaum mehr durchge -
führt werden könne . Der Redner wünscht in seiner Polemik
gegen deii Abg . Mager , daß es die Unternehmer an der ge»
bührenden sozialen Rücksicht auf die Bedürfnisse der Arbeiter
nicht fehlen lassen möchten .

Abg. Ritter (Komm. ) erhofft bessere Zeiten nur von der
Erichtung der Diktatur des Proletariats .

Abg. Wilser (Bp . ) nahm den Hanta ! gegen gewisse Vor¬
würfe in Schutz. Er verstehe zu kalkulieren; von zu hohen
Gewinnen oder einer Überwucherung der Verbraucher könne
keine Rede sein . Noch nie sei der Konkurrenzkampf so scharf
gewesen, wie heute. Di « Industrie werde alles daran setzen
müssen, um die Produktion zu verbilligen. Ein« wesentliche
.Belebung der Wirtschaft werde erst eintreten , wenn die An-
nähme von Wechseln durch die Reichsbank erleichtert und die
Frachtsätze ermäßigt würden . Selbst in Rußland habe man
erkannt , daß man zur Wirtschaft des Privatkapitals bedarf .
Der Zusammenschluß in Trusts usw . babe nun doch seinen
Grund in der Kreditnot . Gemessen an der hohen Verantwor -
tung der Direktoren von Riesenunternehmen bekämen die ih.
nen gezahlten Gehälter ein anderes Gesicht. .

Abg. Freldhos (Sog . ) wandte sich gegen den Abg. Mager .Die Arbeiterschaft werde ihm dambar sein für die Offen»
heit , mit der er das Problem behandelte, dankbar deshalb,weil seine Darlegungen im Widerspruch ständen mit den
Versprechungen der Deutschnationalen im Wahlkampf. Der
Redner beklagte die gewaltige Dezentralisation des Lebens-
mittelhanidels und empfahl die Ausbreitung des Konfumye.dankens . Im Hinblick auf die ungeheure Notlage eineS
großen Teils der deutschen Arbeiterschaft sollte man glauben,
daß sich die Industrie der Notwendigkeit, die Löhne zu erhö-

ist der Auffassung, daß immer mehr
Existenzminimums in den Vordergrund

Jan leide in der Tat an einer Wer -

leisteten.
Abg. H»fheinz

der Gesichtspunkt des
geschoben werden müsse,
flutung von offenen Handelsstellen , was einer Verschwendungan organisatorischer Kraft darstelle und letzten Endes die
Preisbewegung nach oben beeinflussen muß , da doch jeder le-
ben wolle. Der Redner unterstrich die Ausführungen deS
Vorredners über die Zerstörungsarbeit der Kommunisten und
verwarf im Hinweis auf das Vorgehen der Reichsbahngesell,
schaft jede Art von Prämienausschuttung .

Abg. Eberhard (Ztr . ) bemerkte, daß die Teuerung eine
Welterscheinung se, . Sie habe bei uns den höchsten Grad
erreicht. Während man aber in den anderen Staaten ver-
suchte , die Lohne den vorübergehenden Verhältnissen anzu -
passe-n , sei diese ? Bestreben in Deutschland nicht zu hindern,dank dem Verhalten der Schwerindustrie und ihrer Führer .
® «5 Redner kam in diesem Zusammenhang auf den letztjähri.
gen Metallarbeiterstreik in Mannheim zu sprechen. Die Me-
tallindustriellen trachten eher auf eine Reduzierung der
Löhne. Die Arbeitnehmer erwarteten von der Gegenseite,
daß man ihnen mit sozialem Verständnis und Gerechtigkeit
begegnet .

Abg. Frau Unger (Komm. ) bekämpft die Methoden der Ge-
werkschaften, durch die sich für die Arbeiterinteressen nichts er-
reichen lasse . (Widerspruch der Sozialdemokraten ) . Die Ar¬
beitsgemeinschaft sei Verrat am proletarischen Klassenkampf -
gedanken.

Abg. Frau Siebert (Ztr . ) entgegnete der Vorrednerin , daß
durch rethorische Künste die Elen-dszahle» nicht verschwinden
werden . Die christlichen Gewerfschaiten hielten darauf , daß
im Wirtschaftsleben sich t\ie sittlichen Grundsätze durchsetzen.
Die Sowjetgesandtin in Schweden biete sicher nicht den Maß-
stab für die Grüße der Not in Rußland .

Abg . Mager (Dntl . ) polemisierte gegen den Wg . Freidhof.
Abg. Rücker t (Soz . ) sieht in ' der Rede der Frau Unger ein

fortwährendes Phrasengeklingel . Niemand könne im Zweisel
darüber fein , wie richtig die Gewerkschaften gerade in den
letzten Jahren waren . Statt praktische Arbeit zu leisten such,
ten die Kommunisten die Gewerkschaften nun von innen zu
unterhöhlen , nachdem ihnen die Absicht der Zerschlagung miß»
lungen sei . Hoffentlich würden sie bald von den aufgeklärten
Arbeitern den Laufpaß erhalten .

Damit war die Aussprache beendet.
Nach Bekanntgabe einiger Eingänge vertagte sich das HauS

aus Dienstag , den 3. Februar , vormittags 10 Uhr. Die
nächste Woche wird für Ausschuß - und Fraktionssitzungen
freigehalten . Schluß der heutigen Sitzung gegen K9 Uhr .

Das Zentrum hat im Landtag eine Förmliche Anfrage
eingebracht betr . die Schließung der Eisenbahnwerkftätt? in
Offenburg >und betr . die Rede des Rektors der Universität
Freiburg bei der Reichsgründungsfeier .

Ein Antrag «des Zentrumkabg . ©örladjer u . Gen. ersucht
die Regierung , langfristige Notstandskredite für das gesamte
badische Handwerk zur Verfügung zu stellen, deren Vertei-
lung nach Richtlinien erfolgen soll , die im Benehmen mit den
Handwerkskammern » aufzustellen fiud.

Ein weiterer Antrag Görlacher betrifft die Durchführung
der gesetzlichen Vorschriften zur Sicherstellung der Baufor»
dernngen .

Aus der Landeshauptstadt
Excelfior - Künstlerspiele . Das neue Programm dieser gut»

geleiteten Künstlerspiele verdient wieder alle Beachtung. Bor
allem verfügt die Direktion diesmal über einen ganz ausge»
zeichneten Ansager , Rolf Romanh . einen Herrn , der wirklich
Humor besitzt und in seinen Plaudereien und Vorträgen ein
literarisches Niveau zu halten weiß , daS auch verwöhntere Be»
siicher defriedigen wird . Selbstverständlich ist die Kunst deS
Tanzes wieder stark vertreten , so besonders durch Frl . Wand«
von W»lz » gen , die Nichte des bekannten Dichters , und die Ge-
schwister Rosö . Eine groteske musikalische Darbietung von
eigenem Reiz sind die beiden Dollys . Aber auch das übrig«
Programm ist im Ganzen recht unterhaltsam . Und gan^ fa.
mos waltet nach wie vor die Original - Jazzband „vier Erichs"
ihres Amtes .

Die GesMchaft für deutsche Geistes - und Lebenserneue »
rung hatte zu Donnerstag im Friedrichshof zu Karlsruh « zu
einem Vortragsabend von Heinrich Jürgens über N»«a ein»
geladen . Wer einen rein wissenschaftlichen Vortrag über diese
altinÄische Weisheitslehre erwartete , kam allerdings nickt
auf seine Rechnung . Der Vortragende ging zwar ausführlich
auf diefe Jahrtausende alte Lehre mit ihrer echtindischen
komplizierten Systematik ein . erweiterte jedoch das Thema zu
einer Synthese der indischen Lehren, altindischer Askese
christlicher Weltanschauung und modern- religiöser Spekula »
tion . Die niedere Fakiryoga lebnte der Redner als gefährlich
und nutzlos ab und behandelte lediglich die »königliche ,̂ ogä"
als die Kunst , Seele und Geist zu erziehen bis zur Erkennt-
nis höher«r Welten und zum Schauen des Lichtgeistes durch
Auserlesene bereits in diesem Leben. Die Lehren der
Uoga — behauptete der Redner — stünden nirgends im Ge »
gensatz zum Christentum und auch ein Christ könne diesen
Pfad , der zur höchsten Erkenntnis führe, gehen. Er zeigt«
dann die subtilen indischen Spekulationen über die Zusam »
mensetzung des Menschen aus Körper, Seele und Geist und
unterstellte dabei auch die Lehre von Astralleib und Astral-
oben « wie die von der Wiedergeburt nicht nur als wahr»
scheinlich, sondern als wahr . ES handelte sich wie gesagt um
den Bortrag einer religiösen Lehre, nicht um den Vortrag
über eine solche. Aber wer auch nicht zu glauben geneigt
war — vorausgesetzt , daß er imstande war, den stellenweise
nicht einfachen Ausführungen des Redners zu folgen —>
konnte aus dem Vortrag Nutzen ziehen , zumal er gut« sitt»
Iichc Forderungen aufstellte . _ . •

Postbezieher
die den Bezug der Karlsruher Zeitung für den Monat Februa »
noch nicht erneuert haben , wollen dies «MVtrtÄGlich tun , da»
mit in der Lieferung keine unliebsame Unterbrechung eintritt .



Hiurze « scbricbten aus Laden
• Mannheim, 21 . Jan . Eine der für die soziale WMf <chrt

der Stadt Mannheim verdientesten Krauen , Krau Barbara
Babette Haußer , ist gestern abend im 69 . Lebensjahr verstor¬
ben . Ihr Gatte war der erste Syndikus der Mannheimer
Handwerkskamer, der sich um die Errichtung und den Ausbau
dieses Instituts die größten Verdienste erworben hat . Ihr
ältester Soch

'n Carl Hauszer übernahm später das Amt seines
Baters . Frau Hauher selber hat in ihrer Eigenschaft als
Stadtverordnete und wo sonst sie etwa dazu Gelegenheit fand,
das iß-andwerk zu fördern gewußt. Im Krieg entfaltete sie
eine sehr verdienstvolle Tätgigkeit in der Leitung von Laza-
retten . Nach dem Krieg übernahm sie die Führung bei der
Quäker - und Schulspeisung. Wie hier, so gab Frau Hauher
auch ttk Bestes in der allgemeinen Fürsorgetätigkeit der Ge¬
meinde , als Mitglied der Fürsorgekommissionen, in der Ju¬
gendpflege usw. Sie war Stadtverordnete der Deutschen de-
»nSkratisSen Partei und als solche Mitglied all der Ausschüsse ,
in denen Frauenfini , unid Fraueneinslust nötig find. Gar
oft und an vielen Stellen wird „ Mutter Hautzer " künftig sehr
vermiszt werden. Frau Hautzer stammte aus Schwetzingen.
Aus ihrer Ehe sind drei Söhne hervorgegangen . Der älteste
Carl Haußer , der Nachfolger im Amt seines Baters nach
dessen Tod im Mai >918 , ist seit einigen Jähren der verdienst-
volle Geschäftsführer des badischen Handwerkstags und der

badischen Handwerkskammern «md lebt in Karlsruhe. Der
zweite Sohn , Dr . Paul Haußer. ist Polizeidirektor in Karls-
rube . Der jüngste S «Hn Dr . Wilhelm Haußer ist in den
Siemens .Werkes in Berlin tätig.

Dandel und MUrtsckstt
Berliner Devisennotierunge «

Amsterdam IVO G.
Kopenhagen 100 Kr.
Italien . . 100 L.
London .
Newyork
Pari » .
Schweiz
Wien

?fd-1
1

100 Fr.
. 100 Fr .

100000 Kr.
. 100 Kr.

«titlung ittcraH 100 Prozent

28.
S«tt

169.34
75 .01
17 .36
20.14
4.19

22 .75
80 .94
5.90

12 .54

Zj<m.
»rief

169 .76
75 .19
17 .40
20.19

4 .21
22 .81
81 .14

5 .92
12 .58

22 .
«kl»

169 .27
74.76
17 .34
20 .08
4.19

22.71
80 .83

5 .91
12 .56

Jan.
8rte!

169 .69
74 .94
17 .38
20.13
4.21

22.77
81 .03

5 .93
12.60

Der Londoner Feingoldpreis. Nach einer Bekanntmachung
der Devisenbeschaffungsstelle vom 20. Januar d. I . beträgt
der Londoner Goldpreis für ein« Unze Feingold 87 sli 2 d,
bezw. für ein Gramm Feingold 33,6297 pence.

Staatsanzetger
Bekanntmachung

Das amerikanische Konsulat in Stuttgart
Der zum Bizekonsul bei dem Konsulate der Vereinigte»

Staaten von Amerika in Stuttgart ernannte Herr Edwin
Conger Reynolds Hird zur Ausübung konsularischer Amts-
Handlungen in Baden hiermit zugelassen.

K a r l S r h e . 15. Januar 1926.
Badisches Staatsministerium

Dr . H e l l p a ch.

Staatsprüfung für de» mittleren technische»
Dienst im Tiefbauwesen.

Der Beginn der nächsten Staatsprüfung für den mittlerem
technischen Dienst im Tiefbauwesen ist auf

Montag, den 1«. Februar 1925
festgesetzt . I

Die Gesuche um Zulassung zur Prüfung sind spätestens bi»
2. Februar d . I . mit den vorgeschriebenen Belegen beim Zen-
tralbüro der Reichsbahndirektion Karlsruhe . Friedrichsplatz 13
hier einzureichen.

Kar IS ruhe , den 17. Januar 192S.
Der Minister der Finanzen

I . B . : Sammet

Badilches
T.andestheater

Samstag , 24. Januar . 7—l/all Uhr . Mk . 4. 50. F13 . Th .-Gem .III . Sondergr .
In der Neueinstudierung : KLmg § Ud ) ltVfe JlW Dritt ? .

Badisches A.andescheater
SPIELPLAN : 25. JAN .—3. FEBR . 1925

sonnt . X- U-IN5W6 Der Karbier von Kagdav 6'/,b .g .9v,viiR
Oper von Cornelius

Hierauf : mm erstenmal : Pierrot « SsMMerNttcht
Ballett-Pantomiaie in einem Akt . Dichtung und Musik von Herrn . Noetzel

* G 14 . Th .-Gem. 6001 —6100 u . I . Sondergruppe . (7.—.)
MONT . Faust 1 Te" 7 b . g. ' /j ' i UHR

Volksb . 5 . (4 .50 .)
dienst . Das Glöckche « des Gremite « . 7 - °/. - -» v « R

» A 15 . Th .-Gem. 6101 —6200 , 6401 —6500 . (6.—.
mittw . Liebfrauenmilch 7 b . g . uhr

* v 14 . Th.-Gem . 3001 —3400 . (4.50 .)
In der Neueinstudierung :

donnt . Der Darbier von Kagdad . 7b . g . ioUHR
Hierauf : §} frrr * t0 Sommernacht .

* F 14 . Th .-Gem . 7301— *000 . (6.— .)
freit . Konig Richard der Dritte . uhr

* E 15 . Th .-Gem. 6701 —6800 , 6901 —7000 , 7101 — 7200 . (4 .50.)
samst . Zum erstenmal: Der Liebestrand . 77a— 10 uhr

Groteske in 3 Aufzügen von Frank Wedekind .
* Außer Abonn . Th .-Gem . II . Sondergruppe . (4 . 50.)

sonnt . Margarete . 6b . n . 9l/3 uHR
* Außer Abonn . Th .-Gem . III . Sondergruppe .

M0NT « rrt
-um

Leitung : Staatskapellmeister Alfr. Lorente. Solisten : Prof. Gustav Havemann-
Berlin (Violine ), Max Trapp -Berlin . Werke von Rosenstock , Trapp und Berlioz.

Th .-Gem. 801— 1000, 1701—2000 , 2001 —2300 . (4 .50 .)
dienst . Der Kiebestrank . 7v . - - 0 uhr

* B 16 . Th .-Gem . 1301— 1700. (4 . 50.)

IM KONZERTHAUS :
SONNT . (25 .) Neueinstudierung : Das Oias Makler 7 —*/, 10 uhr

Lustspiel nach Scribe, neue Bearbeitung v. Stockhausen .
* (3 -8o .) »

SONNT . ( I .) In der Neueinstud . Das Oias Ma ^ er . 7-^ '/, >oUHR
« (3 .80 .)

Vorrecht fttr Umtausch der Vorzugskarten und Vorkaufsrecht der Abon¬
nenten und Inhaber von Vorzugskarten am Samstag , den 24. Jan -,nachm . ' /,4 —5 Uhr , allgemeiner Vorverkauf und weiterer Umtausch
von Montag , 26. Jan . an . Auslosung der Karten für die Teilnehmer
der Theater -Gemeinde jeweils am Vortag der Aufführimg in der Ge¬

schäftsstelle (9—1 , 4—6 Uhi ) .

kAMMllNs .
DaS badische F»rfta« t

Vehlingen ( Amt Waldshut»
verkauft freihändig'

Baustangen I . SL 2000
und II . Kl. 3000 Stück.
Hopfenstangen I . ÄL 4600
und II. Kl . 2400, III . Kl.
900 Stück . 8 .94

Auskunft und LosauS-
züge durch das Forstamt .
Angebote je 1 Stück bis
zum 4. Februar, 12 Uhr,
erbeten .

T

DaS Forstamt Herren -
wteS in Forbach (Baden)
»erpachtet am Dieustaq,ten 10 . Februar 1925,

nachm. K3 Uhr. im Hotel
Friedrichshof in Forbach
die Jagd auf den Gemar -
kungenHerrenwie »>HundS-
dach und Lehenwald auf
6 Jahre in 2 Losen und
zwar

Los 1 . HerrenwieS -
Schwarzenbach mit 1638
Hektar Wald und 68 Hek-
tar landw. Gelände .

Los 2. Erbersbronn -
Hundsbach mit 1892 Hek-
tar Wald und 148 Hektar
laiidw. Gelände .

Die Bedingungen kön-
nen beim Forstamt einge-
sehen werden . Z .115

Das bad. Firstamt San .
dern «erkauft freihändig
aus seinen Staatswaldun -

gen 392 Festmeter R»t-
>uche «absch » itte 1*—'V Kl.
in 6 Losen. Angebote
in Prozenten der Landes -
grundpreise (<&. XII . 23)
bis längstens Samstag ,
den 7. Februar d. I ., vor-
mittags 12 Uhr erbeten .
Die Bieter sind 5 Tage
an ihr Gebot gebunden .
Losverzeichnisse mit Ver-
kaufs - und Zahlunasbe-
dingungen kostenlos durch
das Forstamt. *Z.139

Das Forstamt Philipps-
burp (Baden) verkauft
freihiindtg nach fchriftli -
chem Angebot :

1 . aus Dom. Wald Un-
tere Lutzhardt und Mol.
zau 424 Festmeter f»rle»
Schwellenholz I . und II.
Klaffe in sechs Losen .

Badische Lichtspiele
Konzerthaus

Samstag , den 24 . Januar 1925
abends 8 Uhr

Erstaufführung :

Frählich Pfalz
Gott erhalt ' s
unter Mitwirkung des Ooppeiquartetfts

„ Turnfreunde "
Vorverkauf : Musikhaus Müller , KaiserstraBe

Preise : Mark 1 .70, 1 . 50, 1 .— , 0.60 — Studierende
und Schüler zahlen gegen Ausweis halbe Preise

Die lange gestört gewesenen Verbindungen zur
Pfalz fangen endlich an , sich wieder zu be¬
leben ; ihrer Pflege soll obige Veranstaltung
vornehmlich dienen . Wir fordern unsere Mit¬
glieder mit Angehörten , wie alle Pfalz -Freunde
zum Besuch dieser Vorführung auf . © .962

Verein der Rheinpfälzer
Pfälzerwaldverein Schwarzwaldverein
Ortsgruppe Karlsruhe Ortsgruppe Karlsruhe

Stratz «n»er»a« f auf der Kaiserstratze betr .
Auf Grund des § 366 Ziffer 10 R .Str .G .B . wird

mit Zustimmung des Stadtrats und nach erfolgter
Bollziehbarkeitserklärung durch den Herrn Landes -
kommissär als § 68 a der städt. Str .P .O . nachstehende

Ortspolizeiliche Borschrift
erlassen:

6» !
Händler dürfen aus der Fahrbahn der Kaiser-

strotze zwischen Marktplatz und Douglasstraße ihre
Wagen zum Feilbieten von Waren nickt aufstellen.

Dies gilt nicht für den Berkauf voU Milch und
Sand . 3 .137

Die Borschrift tritt sofort in Kraft .
Karlsruhe , den 22 . Jan . 1925.

Badisches Bezirksamt — P - lizeidirektion C
2. aus Dom. Waldun .

gen Rutzheimer - und Phi¬
lippsburger Altrhein 313
Festmeter Weide » - , Pap-
pel. und Ruschen - Stämme
in vier Losen.

SchriftlicheAngebote wol¬
len nach Losen getrennt
für 1 Festmeter bis späte-
stens 4 . Februar 1925 an
das Forstamt eingereicht
werden. Die Einreichung
eines Angebots gilt als
Annahme der Berkaufsbe -
dingungen . Losverzeich-
nis auf Verlangen durch
das Forstamt . bei wel-
chem die VerkaufSbedin.
gungen zur Einficht auf -
liegen. 8 -140

des Bad . Forstamt»
Neckarschwarzach .

Dienstag , den S. Februar,
morgens 9'/, Uhr, im „Dent-
scheuKaiser" in Aglafterhause«
auS den Domänenwalddi»
strikten Jungholz : 2 Ei . III .,
1 IV .. 1 Lä . IN . , Schlotzterg
Abtg . S. 6, 9 : Ei. 2 1., SU ..
11IIL. 34IV .. 1V .. Bu3I ..
2 II ., 6 lll ., 7IV .. Wh . IUI ..
Lä . 2 ra ., 3IV ., Fi . 4 IV.,
1 V., 1 VI. Ueberha » : 40 Fo.
Stämme u . Abschnitte I . u.U.
Hirschbrünnle : 1 Bu . III .
Kleeberg : Ei . 1 II.,Bu . 2IlI .,
2IV ., Lä. 6 IV./V., Fo . Ab-
schn . : 3 I./IL » scheuhof : 1
Ei - II -, 4 Ft. I .. 14II .. ? III .,
1IV ., 3 Lä . I., 411 ., IUI .,
3 V. Kolben : Abtg . 4. S. 15,
1«. Ei . 11, 23 HL, 32 IV.,
6 V., Hbu . 1 HI . , 4IV . , 7 V..
Sä . 2VI . Röder,»«! » : Ei. II .,1II „ 3 III . , 2 IV. , Bu . 4 IL,

7 III . , 11V . Unterer Neckar -
berg : Abtg . 12. 13. 25 - 29 :
Ei . 5 1., 11 IL , 11 HL Bor¬
zeiger die Förster u . Forst-
warte Heitz - Neunkirchen
(Jungholz . Schlotzberg,
Ueberhau), Zimmermann -
Schönbrunn (Kolben», Heitz-
Schönbrunn (Röderwald ,
Unt . Neckarberg >, Dicmer -
Schwanheim (Kleeberg,
Aschenhof ) . Z141

Bad . Forstamt Schwetzingen
versteigert am Dienstag , de»
LLJamiard J .,v»r« . 10 Uhr,
in der Ritterhalle in Schwet-
ziuge« auS den Dienstbe -
zirken : Oberforstlvart Rock-
Schwetzingen , Abt . 16 und
24 ; Forstwart Ph . Hetzel-
Oftersheim, Abt - 1 3b, 43 .
45 und 50 ; Oberforstwart
M Auer -Hockenheim, Abt . I
38 , 3g, 40 . 41 , 42 und 87 ;
Forstwart Josef HaaS-Hok-
kenheim, Abt . I 88, 8S . 95,96 und 97 ; Oberforstwart
Kopp-Sandhausen. Abt . 62,
63 und 66 ; Oberforstwart
Hetzel-Walldorf, Abt . 68 u.
69 Stämme : Eichen 54 fm
I—VI. Kl , Rotbuchen 48 fm
I—VI.,Hbuchen 14km HIV .,
Ruschen 3 fm L- V., Eschen
5 fm IV .—VI ., Ahorn . Bir-
ken . Platane 5 fm V. u VI..
Pappel 12 Im I. , Akaz. 1 fm
IV.—V. ; 2 tm eschene, rot-
buchene, ahornene und
ruschene Derbstangen sowie
169 km Forlen - Abschnitte
I.—HI. Kl. in kleinen Losen -

Losverzeichnisse durchdas
Forstamt - > Z 112

Erklärung.
In Sachen

des Ministers des Innern Remmele in Karlsruhe,vertreten durch den Rechtsanwalt Marum und Dr .
Nachmann in Karlsruhe ,

gegen
Dr . Paul Tafel, Redakteur in Plauegg

wegen Beleidigung .
iL

In der Grotzdeutschen Zeitung vom 16. Mai 1924.für welche ich als verantwortlicher Redakteur bezeich-
net bin , erschien ein Artikel : „Geheimvertrag zwl-
scheu Baden und Frankreich"

, in welchem dem Herrn
Minister Remmele der Borwurf gemacht wird. eS sei
ihm jeder Hauch vaterländischen Empfindens fremd,er sei ein Schrittmacher eines französischen Generals .

Ich bedauere diese dem Herrn Minister Remmele
»cmachten Borwürfe und nehme sie als unrichtiund jeder Begründung entbehrend hiermit zurück .

Ich zahle, sofern der Herr Minister darauf bestehen
sollte , als Wutze einen Betrag von 100 Mark zu-
gunsten einer von Herrn Minister Remmele zu be-
stimmenden wohltätigen Einrichtung .

II .
Ich verpflichte mich, die durch die Privatklage de»

Herrn Minister Remmele gegen mich entstandenen
Kosten einschließlich der Reversalgebühr der Rechts-
anwälte Marum und Dr . Nachmann zu bezahlen .

III .
Ich bin damit einverstanden, datz diese Erklärung

auf meine Kosten in der „ Karlsruher Zeitung " und
in den „Münchener Neuesten Nachrichten" veröffent-
licht wird.

Plan egg , den 15. Dezember 1924 .
gez. Dr . ing. Paul Tafel .

Zur Beglaubigung :
Marum ,

Rechtsanwalt .

MimOblil AitzM A.S.
Durlach .

Abstempclung der Aktie » betr.
In der am 4 . Dezember 1924 stattgefundenen Ge¬

neralversammlung unserer Gesellschaft wurde der Be»
schlutz gefatzt , das bisherige Stammaktienkapital von
Mark 21000 000 auf Goldmark 6 300 000 herabzu¬
setzen. Jede Stammaktie von 1000 Mark wird dar -
nach fernerhin auf Goldmark 300 lauten . Der Um-
stellungsbeschlutz ist inzwischen in das f
eingetragen , und wir fordern deshalb unsere Aktio -
näre auf , ihre Aktien ohne Gewinnanteilscheinbogenmit zahlenmätzig geordnetem Nummernverzeichnis
zwecks Abstempelung bei einer der nachfolgendenStellen einzureichen.
i« Karlsruhe: bei dem Bankhaus Beit L. Homburger,

der Rheinischen Creditbank, Filiale Karlsruhe ,
und der Darmstädter und Natoinalbank , Fi -
liale Karlsruhe ,

in Frankfurt a. M. : bei der Deutschen Bank. Filiale »
Frankfurt a . M . , der Direktion der DiSconto-
Gesellschaft, Filiale Frankfurt a . M ., und der
Darmstädter und Nationalbank , Filiale Frank -
furt a . M ..

i» Berlin : bei der Direktion der Disconto -Gesellschaft
und der Darmstädter und Nationalbank ,

in München : bei der Direktion der Disconto -Gekell »
schaft , Filiale München, und der Darmstävter
und Nationalbank , Filiale München .

Die Einreichung hat vom 2«. Januar bis ein-
schiietzlich IS. März 1S2S zu erfolgen. Falls die Ak-
tien am Schalter während der üblichen Geschäfts-
stunden eingereicht werden und wieder in Empfang
genommen werden , erfolgt die Abstempelung provi-
sionssrei. Bei Erledigung auf brieflichem Wege wer -
den die üblichen Gebühren in Anrechnung gebracht.
Die Aushändigung der abgestempelten Aniemnäntel
erfolgt gegen Rückgabe der von den Abstempelung?-
stellen ausgestellten Empfangsbescheinigungeir . Zur
Prüfung der Legitimation des Borzeigers der Emp -
fangSbescheinigung sind die Abstempelungsstellen be-
rechtigt, aber nicht verpflichtet. Es empfiehlt "

sich , den
für die Abstempelung vorgesehenen Termin pünkt-
lich einzuhalten, da nach den Beschlüssen des Ber -
liner Börsenvorstandes nicht abgestempelte Aktien an
der Börs? nicht lieserbar sein werden.

Durlach , den 22. Januar 1925 .
Maschinenfabrik Grltzuer, Aktiengesellschaft .

Ruckstuhl. Bruiw .
Hochbauarbeiten : Für

ein Vierfamilienhaus in
Waldshut öffentlich zu
vergeben : Berputz- ,Schrei-
ner -, Glaser -, 'Schlosser -,
Jnstallations -, Maler - u.
Tapezierarbeiten . Zeich-
nungen , Bedingnisheft u.
Arbeitsbeschviebeliegen im
Zimmer Nr . 5 zur Ein¬
sicht auf , wo auch Abgabe

der Angebotsvordrucke. An-
geböte verschlossen , porto-
frei mit Aufschrift, bis
30. Januar 1925 , vormit¬
tag ? 10 Uhr, an mich ein -
zureichen. Z.114
Waldshut , 19. Jan . 1925.

Deutsche Reichsbahngesell -
schaft. — Borstand der

Bahnbauinfpektion.
Druck G. Braun , LiarlSruhe,
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